


Seit kurzer Zeit beginnt sich der Nebel in der Frage zu lichten, wie die schulische
Inklusion, der gemeinsame Unterricht von Kindern mit und ohne Behinderung,
in Nordrhein-Westfalen konkret ausgestaltet wird.

Eigentlich erschien bereits Ende 2010 alles geklärt: Der Landtag hatte in einer
gemeinsamen Entschließung von CDU, SPD und Grünen grobe Eckpunkte
festgelegt, wie in Nordrhein-Westfalen die schulische Inklusion umgesetzt
werden soll. Noch im Dezember 2010 kündigte Ministerin Sylvia Löhrmann
die Vorlage eines Inklusionsplans für den Schulbereich und den Entwurf einer
landesgesetzlichen Regelung für das Frühjahr 2011 an. Daraus wurde jedoch
nichts. Das Schulministerium gab – begleitet vom sog. „Gesprächskreis Inklu-
sion“ – bei den Professoren Klemm und Preuß-Lausitz ein Gutachten in Auf-
trag, das diese im Sommer 2011 vorlegten und das im Herbst in Fachkreisen
diskutiert wurde. Die CDU-Fraktion im Landtag verabschiedete im November
2011 ein umfangreiches Positionspapier zur Thematik. Zunächst bestand ein

entscheidender Dissens zwischen den bisherigen Vorstellungen der Minderheitsregierung aus SPD und Grünen,
gestützt auf das Gutachten von Klemm/Preuß-Lausitz, und den Vorstellungen der CDU-Fraktion sowie den Formu-
 lierungen des Entschließungsantrags von Dezember 2010: Die Ausgestaltung des sog. Elternwahlrechts und die
Frage des Fortbestandes von Förderschulen. Die beauftragten Gutachter empfehlen, das bestehende Förderschul-
system vergleichsweise zügig zurückzufahren und bestimmte Förderschularten zu einem Stichtag zu schließen.
Die CDU-Opposition befürwortet hingegen ein möglichst weitreichendes Elternwahlrecht, was mithin den Fortbe-
stand von etlichen Förderschulen – und zwar über alle Förderschwerpunkte hinweg – und damit die Perpetuierung
eines Parallelsystems beinhaltet. 

Verschiedenen neuen Verlautbarungen seitens der die Landesregierung tragenden Fraktionen, die im Begriff sind,
in einen förmlichen Antrag zu münden, ist nun zu entnehmen, dass sich die Beteiligten auf ein weitgehendes
Elternwahlrecht einigen wollen und somit das bestehende System der Förderschulen zunächst erhalten und das
Regelschulsystem für die inklusive Beschulung ausgebaut werden soll. Ob dies pädagogisch und bildungspolitisch
sinnvoll oder mit den Bestimmungen der Behindertenrechtskonvention der Vereinten Nationen vereinbar ist, bedarf
an dieser Stelle keiner Bewertung. Festzuhalten ist allerdings, dass die sich nun abzeichnende Lösung für die Kom-
munen, aber auch für das Land gravierende Folgen haben wird. Denn der umfassende Erhalt eines Parallelsystems
ist die kostenintensivste Variante aller Modelle zur Umsetzung der Behindertenrechtskonvention der Vereinten
Nationen im Schulbereich, weil die existierenden Förderschulen weiter auf hohem qualitativen Standard fortbestehen
und zusätzlich Regelschulen in größerem Umfang für die inklusive Beschulung umgebaut werden müssen. Insbe-
sondere das Land hat insgesamt noch mehr Lehrer bereitzustellen. Hinzukommt, dass Planungsprozesse bei der
Schulentwicklung und der Dislozierung von Lehrkräften erheblich erschwert werden, weil die Entscheidung von
Eltern für oder gegen eine inklusive Beschulung äußerst schwer prognostizierbar ist. Die zu erwartenden Mehrkosten
für die Weiterführung einer doppelten Schulstruktur werden jedenfalls nicht allein mit dem Hinweis auf sinkende
Schülerzahlen und den daraus freiwerdenden Mitteln aufgefangen werden können.

Diese Folgen muss die Landespolitik angesichts des auch für die Umsetzung der Behindertenrechtskonvention
der Vereinten Nationen geltenden verfassungsrechtlichen Konnexitätsprinzips – also dem Grundsatz „wer bestellt,
bezahlt“ – und des Ziels eigener Haushaltsdisziplin bedenken.

Dr. Martin Klein
Hauptgeschäftsführer 
des Landkreistages Nordrhein-Westfalen
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Grundsätzliches

Das zentrale Ziel des Gesetzentwurfs – die
Verringerung des Treibhausgasausstoßes als
Beitrag zum nachhaltigen Klimaschutz –
wird von den nordrhein-westfälischen Kom-
munen unterstützt. Gerade auf kommunaler
Ebene wurden und werden auf freiwilliger
Basis vielfältige Maßnahmen zum Klima-
schutz ergriffen. So fördern die nordrhein-
westfälischen Kommunen seit langem im
Rahmen ihrer Möglichkeiten den Klima- und
Ressourcenschutz, indem sie zum Beispiel
Maßnahmen zur Verbesserung der Energie-
effizienz und zur Energieeinsparung durch-
führen oder auch die erneuerbaren Energien
gezielt fördern. Gleichzeitig profitieren die
kommunalen Haushalte unmittelbar davon,
wenn etwa bei einer energetischen Sanie-
rung kommunaler Gebäude die Betriebs-
kosten nach der Refinanzierung der Inves-
titionen dauerhaft sinken. 
Die mit dem Gesetzentwurf verfolgte Ziel-
setzung tragen wir auch aus Gründen der
Wirtschafts- und Standortförderung mit.
Denn Klimaschutz durch CO2-Einsparung
ist ein zentraler Schlüssel, um den Wirt-
schafts- und Industriestandort Nordrhein-
Westfalen in einer globalisierten Weltwirt-
schaft zu positionieren. Die Verwirklichung
von Klimaschutzzielen kann sich als Motor
positiv auf die Energie- und Umweltwirtschaft,
auf das Gewerbe und Handwerk in Nordr-
hein-Westfalen auswirken; beispielhaft sei
auf die Entwicklung und Produktion von So-
lar-Modulen, Windkraftanlagen, neuer Wär-
medämmungs-, Heizungs- und Beleuch-
tungstechniken verwiesen. Insofern können
den industriell und mittelständisch gepräg-
ten Regionen des Landes Wachstumschan-
cen und neue Märkte eröffnet werden, was
sich nicht zuletzt auch positiv auf die Ge-
werbesteuer-Einnahmen auswirken dürfte. 
Nordrhein-Westfalen ist allerdings ein In-
dustrieland, in dem auch Produkte und Wa-
ren produziert werden, die einen energiein-
tensiven Produktionsprozess bedingen. Ein
Klimaschutzgesetz, ebenso wie nachfolgen-
de Verordnungen oder ein Klimaschutzplan,
darf diese Produktionsbereiche und deren
Fortbestand nicht außer Betracht lassen. Kli-
maschutz und Klimaanpassung müssen dort
ansetzen, wo effektiv Erfolge erzielt wer-
den können, ohne die Tätigkeit von ener-
gieintensiven Produktionen zu gefährden.
Maßnahmen der Landesregierung, die die

vorstehend skizzierten Entwicklungen auf-
greifen und gezielt unterstützen, sind aus
kommunaler Sicht zu begrüßen. Zu diesen
Maßnahmen kann auch der Erlass eines
Klimaschutzgesetzes gehören. 
Der hierzu vorgelegte Gesetzentwurf be-
schränkt sich in der nun vorliegenden Fas-
sung im Wesentlichen darauf, eine Plattform
zu schaffen, um im Rahmen einer umfas-
senden Beteiligung der gesellschaftlichen
Gruppen und der kommunalen Spitzenver-
bände einen Klimaschutzplan zu erarbeiten,
der vom Landtag beschlossen wird (§ 6
Abs. 1 KlimaschutzG NRW). Wir begrüßen
das Bemühen um eine konsensuale Erarbei-
tung des Klimaschutzplans, in dessen Ver-
lauf die vielfältigen Interessen der verschie-
denen Seiten nicht nur angehört, sondern
auch Berücksichtigung finden sollen.
Ebenso ist es ein Schritt in die richtige Rich-
tung, dass für die Kommunen und ihre kom-
munalen Unternehmen zunächst keine Pflicht
zur Aufstellung kommunaler Klimaschutz-
konzepte gesetzlich verankert wird. Die Be-
gründung dieser Pflicht soll nunmehr einer
Rechtsverordnung vorbehalten bleiben. 

In diesem Rahmen sind allerdings noch
einige wesentliche Fragen zu klären: 

Ungeklärt ist zunächst der Umgang mit
bereits erstellten bzw. in der Aufstellung
befindlichen Klimaschutzkonzepten. Die-
se dürfen in Anbetracht des engen Zei-
traums bis zum Jahr 2020 nicht durch
nachträgliche Anforderungen aufgehal-
ten werden.
Voraussichtlich größter Kostenfaktor wird
die Umsetzung der Konzepte sein. Hier
ist derzeit weiterhin unklar, ob die Kom-
munen lediglich zur Erstellung von Kli-
maschutzkonzepten oder auch zur Um-
setzung der enthaltenen Maßnahmen
verpflichtet werden sollen. Selbstverständ-
lich ist der Belastungsausgleich entspre-
chend zu fassen.
Auch bei der Umsetzung von Maßnah-
men darf es nicht darauf ankommen, ob
das zugrunde liegende Klimaschutzkon-
zept bereits vor Verpflichtung bestand.

Diese und weitere Aspekte werden im 
Einzelnen näher dargestellt.

Zu § 5 KlimaschutzG-E NRW (Klimaschutz
durch andere öffentliche Stellen)

Durch § 5 KlimaschutzG-E NRW wird die
Grundlage geschaffen, um künftig durch

Rechtsverordnung Städte, Gemeinden, Krei-
se sowie kommunale Unternehmen zu ver-
pflichten, Maßnahmen zum Klimaschutz und
zur Klimaanpassung zu ergreifen sowie hier-
zu Klimaschutzkonzepte aufzustellen. 

Hemmung bestehender 
Aktivitäten und Wegfall der
Bundesförderung
Es muss unbedingt sichergestellt werden,
dass bereits erstellte Klimaschutzkonzepte
bestehen bleiben können und nicht zeit- und
kostenaufwändig angepasst werden müs-
sen. Anderenfalls ist damit zu rechnen,
dass viele Kommunen zunächst geplante
Aktivitäten bis zum Vorliegen der konkre-
ten Anforderungen der Rechtsverordnung
ruhen lassen, um nicht im Nachhinein Mehr-
arbeit leisten zu müssen. Es darf sich nicht
die Situation einstellen, dass bereits erstell-
te Klimaschutzkonzepte und darin enthal-
tene Maßnahmen durch die Kommunen
zeitlich ausgesetzt werden, weil zunächst
eine Anpassung an den Klimaschutzplan
NRW erfolgen soll. Dieses wäre in Anbe-
tracht des engen Zeitraums bis zum Jahr
2020 kontraproduktiv für den Klimaschutz.
Fatal wäre außerdem ein Wegbrechen der
Förderung durch das Bundesumweltminis-
terium, falls eine Rechtsverordnung erlas-
sen wird. Denn dieses fördert bereits die
Erstellung von integrierten Klimaschutzkon-
zepten nach einem bundeseinheitlich vorge-
gebenen Standard für den Mindestinhalt,
dessen Erarbeitung bereits mehrere Jahre in
Anspruch genommen hat. Hinzu kommt,
dass auch die Förderung des Bundes für
den Klimamanager ebenfalls gefährdet wäre,
weil das Bundesumweltministerium prüft,
ob das integrierte Klimaschutzkonzept dem
Bundestandard entspricht.

Konnexitätsprinzip

Schließlich sei darauf hingewiesen, dass eine
Pflicht der Kommunen zur Erstellung von
Klimaschutzkonzepten und daraus resultie-
render Maßnahmen – unabhängig von den
obigen Ausführungen erst recht – abgelehnt
wird, wenn das Land zeitgleich keine ausrei-
chende und verlässliche Finanzierungsgrund-
lage schafft. Eine belastbare Berechnungs-
grundlage des Landes zur Einhaltung des
Konnexitätsprinzips steht bislang noch aus.
Nach diesseitigem Kenntnisstand haben im

Gesetz zur Förderung des Klimaschutzes 
in Nordrhein-Westfalen

Im Rahmen einer Landtagsanhörung am 23.01.2012 haben die drei kommunalen Spitzenverbände zum Gesetzentwurf der Landes-
regierung zur Förderung des Klimaschutzes in Nordrhein-Westfalen (Landtags-Drucksache 15/2953) eine gemeinsame Stellungnahme
abgegeben, die nachfolgend in Auszügen wiedergegeben wird.



Jahr 2011 aus dem Mitgliedsbereich des
Landkreistages NW und des Städte- und
Gemeindebundes NRW 57 kreisangehörige
Städte und Gemeinden und 5 Kreise aus
NRW einen Förderungsantrag beim Bund
für ein integriertes Konzept gestellt. Allein
die Förderungssumme des Bundesumwelt-
ministeriums beläuft sich pro Kommune bzw.
Kreis  zurzeit durchschnittlich auf 56.000 €
bzw. 68.000 € (ohne Eigenanteil der Kom-
mune). Wird im Mittel von einer Fördersum-
me von 62.000 € ausgegangen, so entsteht
für das Land NRW bei 373 kreisangehöri-
gen Städten und Gemeinden und 31 Krei-
sen ein Finanzierungsbedarf von mindestens
cirka 21,2 Millionen € bezogen auf diejeni-
gen Kommunen (kreisangehörige Städte,
Gemeinden, Kreise: 404 – 57- 5 = 342 ), die
noch keinen Förderungsantrag beim Bund
gestellt haben. In diesem Betrag ist der kom-
munale Eigenanteil noch nicht berücksich-
tigt. Für das Jahr 2012 sind noch keine An-
tragszahlen bekannt, weil Anträge noch bis
zum 31.3.2012 gestellt werden können.
Aufgrund der im Gesetzesentwurf vorgese-
henen Verlagerung auf untergesetzliche
Regelwerke werden zwar erst spätere Kon-
kretisierungen zu Belastungen der Kommu-
nen führen; diese werden jedoch bereits
durch den Gesetzesentwurf angelegt. Die
Berechnung eines Belastungsausgleichs ein-
schließlich eines Verteilungsschlüssels soll
erst im Rahmen der Konkretisierungen er-
folgen. Dies ist einerseits nachvollziehbar, da
eine Abschätzung der Kosten zu diesem Zeit-
punkt kaum möglich ist, andererseits wird
das Problem der immensen und zudem kaum
verlässlich einschätzbaren Kosten lediglich
verschoben. Unklar bleibt weiterhin auch,
ob die Pflicht der Kommunen zur Erstellung
von Klimaschutzkonzepten zugleich auch
die Pflicht zur Durchführung der in diesen
enthaltenen Maßnahmen beinhaltet, die ei-
nen wesentlichen Kostenfaktor ausmachen
dürften. Sofern den Kommunen neue Pflich-
ten und daraus resultierende finanzielle
Belastungen auferlegt werden, ist selbst-
verständlich die Einhaltung des Konnexitäts-
prinzips nach Art. 78 Abs. 3 der Landesver-
fassung unabdingbare Voraussetzung.
Wichtig ist es darüber hinaus, dass das Land
NRW die Beratung und Hilfestellung für die
Kommunen ausbaut. Ebenso ist die Förde-
rung der Umsetzung von Maßnahmen zum
Klimaschutz und zur Klimaanpassung wich-
tig, um in der knappen Zeit bis zum Jahr
2020 Erfolge verzeichnen zu können.

Zu § 6 KlimaschutzG-E NRW
(Klimaschutzplan) 

Bestimmtheitsanforderungen
Ein zentrales Element des vorliegenden
Gesetzentwurfs ist ein Klimaschutzplan, der
unter „Beteiligung von gesellschaftlichen
Gruppen“ und der kommunalen Spitzenver-
bände erstellt und vom Landtag beschlos-
sen werden soll. Wir begrüßen dieses Ver-
fahren, wenn gleich der Rechtscharakter
eines Klimaschutzplans NRW nach wie vor
unklar bleibt. Durch das Verfahren wird
aber grundsätzlich sichergestellt, dass alle
gesellschaftlichen Gruppen mit ihren Ideen
den Klimaschutz in NRW voranbringen kön-
nen, ohne dass dabei der Bezug zu den Re-
alitäten verloren geht.

Sicherung des 
Industriestandorts

Nach § 6 Abs. 3 KlimaschutzG-E NRW sol-
len auch die Wirkungsbeiträge und Wech-
selwirkungen von Produktionsverlagerungen
nach und aus Nordrhein-Westfalen bei der
Berechnung der Gesamtemissionen in ge-
eigneter Weise berücksichtigt werden. 
Wir verstehen diese Regelung dahinge-
hend, dass sie auf die Sicherung des Indus-
triestandorts Nordrhein-Westfalen abzielt
und zu verhindern sucht, dass es aufgrund
klimaschutzrechtlicher Vorgaben zu einer
Verlagerung von Produktionsstätten kommt,
zumal dies nicht dem Ziel eines globalen
Klimaschutzes dienen würde. In diesem Sin-
ne begrüßen wir die in § 6 Abs. 3 Klima-
schutzG-E NRW vorgesehene Regelung aus-
drücklich.
Ebenso muss aber eine Standortverlagerung
von Unternehmen nach NRW weiterhin
möglich sein. Auch unter diesem Blickwin-
kel darf es keine „Ansiedlungssperre“ zum
Beispiel aus einem anderen Bundesland nach
NRW geben. Dabei ist auch zu berücksich-
tigen, dass die Bundesrepublik Deutschland
weltweit betrachtet wird und nicht die ein-
zelnen Bundesländer. Wir erwarten, dass die-
se Gesichtspunkte auch in den Klimaschutz-
plan NRW Eingang finden.

Zu Artikel 2 KlimaschutzG-E NRW 
(Änderung des Landesplanungsgesetzes)

Der Gesetzentwurf sieht in Artikel 2 eine
Änderung des Landesplanungsgesetzes vor,
wonach in den Raumordnungsplänen die
räumlichen Erfordernisse des Klimaschutzes

und der Anpassung an den Klimawandel als
Ziele und Grundsätze der Raumordnung
festzulegen sind. Der Landesentwicklungs-
plan soll zudem die Voraussetzungen dafür
schaffen, dass die gemäß § 6 Abs. 6 Klima-
schutzG für verbindlich erklärten Vorgaben
des Klimaschutzplans raumordnerisch um-
gesetzt werden. Außerdem soll in § 6 Abs.
4 Satz 2 KlimaschutzG-E NRW geregelt wer-
den, dass der Klimaschutzplan auch Vorga-
ben für die die Gebiete des Landes gemäß
§ 2 Abs. 3  Landesplanungsgesetz enthält,
soweit dieses erforderlich ist.
Zu beachten ist hier, dass der Landespla-
nung der notwendige Spielraum nicht ge-
nommen werden darf, denn im Rahmen
der Landesplanung können der Klimaschutz
und die Klimaanpassung grundsätzlich nur
ein Belang unter anderen Belangen sein.
Vor diesem Hintergrund muss auch, wie be-
reits ausgeführt, § 3 Abs. 2 Klimaschutz G-E
NRW verstanden werden, nach dem die Be-
lange des Klimaschutzes und der Klimaan-
passung eine besondere Bedeutung haben. 
Denn Raumordnung und Landesplanung
bilden im Gegensatz zur fachlich-sektoral
ausgerichteten Fachplanung (zum Beispiel
für Verkehr, Wirtschaft, Verteidigung, Ab-
fallentsorgung) eine übergeordnete, über-
örtliche und zusammenfassende räumliche
Gesamtplanung, deren Sinn und Ziel es ist,
die vielfältigen Raumnutzungsansprüche,
die an den knappen und nicht beliebig ver-
mehrbaren Raum gestellt werden, frühzei-
tig bestmöglich zu harmonisieren und zu
koordinieren. Die Belange des Klimaschut-
zes und der Klimaanpassung müssen daher
ebenso Gegenstand von planerischen Ab-
wägungsprozessen sein, wie andere Belan-
ge. Hier ist eine entsprechende Klarstellung
in Art. 2 Nr. 2 erforderlich, dass die Klima-
schutzziele ausschließlich als Grundsätze
der Raumordnung – und nicht auch als Zie-
le der Raumordnung – in Raumordnung-
splänen festgelegt werden.
Insgesamt kann deshalb das Klimaschutz-
gesetz NRW nur grundsätzlich dafür Sorge
tragen, dass die Gesichtspunkte des Klima-
schutzes und der Klimaanpassung in diesen
planungsrechtlichen Rechtsrahmen zusätz-
lich als weiterer wichtiger Belang Eingang
finden ohne gegenüber anderen Belangen
automatisch eine Vorrangstellung einzu-
nehmen.

EILDIENST LKT NRW
Nr. 2/Februar 2012  61.60.01
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Anmerkungen zum 
Einzelplan 5: Schule und
Weiterbildung

1. Fehlender konnexitätsbedingter 
Belastungsausgleich für die  Inklusion
im Schulbereich

Obwohl die UN-Behindertenrechtskonven-
tion (UN-BRK) seit dem 26.03.2009 für
Deutschland verbindlich ist, hat das Land
NRW die ihm aufgrund des Gebots der
Bundestreue obliegende Verpflichtung zur
Umsetzung des Art. 24 UN-BRK im Schul-
bereich nicht erfüllt. Mehrere entsprechen-
de Ankündigungen, zuletzt die seitens der
Schulministerin des Landes NRW, bis Ende
des Jahres 2011 einen Referentenentwurf
vorzulegen, wurden nicht eingehalten. Fest
steht aber, dass das Land juristisch verpflich-
tet ist, eine entsprechende schulgesetzliche
Umsetzung vorzunehmen und im Rahmen
dieser Umsetzung auch das strikte Konne-
xitätsprinzip der Landesverfassung (Art. 78)
einzuhalten. Hierauf haben die kommuna-
len Spitzenverbände wiederholt hingewie-
sen; so bereits im Rahmen der Anhörung
zum Landeshaushalt 2011. 
In der ersten Jahreshälfte 2011 wurde eine
entsprechende Gemeinsame Positionierung
der kommunalen Spitzenverbände und der
beiden Landschaftsverbände in Nordrhein-
Westfalen zum Thema Inklusion im Schul-
bereich an die Landesregierung und die
Landtagsfraktionen erarbeitet. Die Arbeits-
gemeinschaft der kommunalen Spitzenver-
bände NRW hat diese gemeinsame Positio-
nierung der Ministerpräsidentin des Landes
Nordrhein-Westfalen sowie Ministerin Löhr-
mann, Minister Schneider und Minister Wal-
ter-Borjans sowie den Fraktionsvorsitzen-
den aus dem Landtag mit Schreiben vom
22.07.2011 übersandt. Dabei hat die Ar-
beitsgemeinschaft besonders darauf hinge-
wiesen, dass sich die kommunalen Spitzen-
verbände und die Landschaftsverbände im
Rahmen des weiteren Verfahrens insbeson-
dere dafür einsetzen werden, dass im Hin-
blick auf zusätzliche finanzielle Aufwendun-
gen (Barrierefreiheit, spezifische Ausstattung,
Schülerbeförderung, Ergänzungspersonal
u.s.w.) die Konnexitätsregelungen in der Lan-
desverfassung bzw. nach dem Konnexitäts-
ausführungsgesetz eingehalten werden. Die
Umsetzung der Inklusion im Schulbereich

wird sowohl auf der Seite des Landes als
auch der Seite der Kommunen zu Kosten-
belastungen führen, wobei zwischen kurz-
fristigen, mittelfristigen und langfristigen
Effekten zu unterscheiden sein wird. Im Ein-
zelnen ist die konkrete vom Land vorzule-
gende  Umsetzung entscheidend. Da eine
Umsetzung der Inklusion im Schulbereich
im Haushaltsjahr 2012 unausweichlich ist,
müssten die Mittel für einen entsprechen-
den Belastungsausgleich nach dem Konne-
xitätsprinzip im Haushaltsplanentwurf 2012
vorgesehen werden. Dies ist aber nicht der
Fall.

a) Kostenfolgen beim Land 

Das Land dürfte gegebenenfalls (zumin-
dest vorübergehend solange viele Paral-
lelsysteme vorhanden sein werden) an-
steigende Lehrerkosten inklusive Aus- und
Fortbildungskosten zu tragen haben. Fer-
ner sind inklusive curricula zu entwickeln.
Sofern Schulpsychologen und  Sozialpä-
dagogen vom Land finanziert werden,
muss auch hier steigender Bedarf einkal-
kuliert werden. Ob die als zusätzliche Leh-
rerstellen für die Inklusion im Haushalts-
entwurf eingestellten 240 Lehrerstellen
insoweit ausreichend sind, dürfte zu be-
zweifeln sein. Es ist nicht ersichtlich, dass
das Land speziell für die Inklusion zusätz-
liche Schulpsychologen bzw. Schulsozial-
pädagogen/ Sozialarbeiter einstellen wird.

b) Kostenfolgen bei den Kommunen

In folgenden Bereichen werden Kosten-
folgen auf die Kommunen zukommen:

– Schülertransport,
– Anschaffung inklusionsgeeigneter 

Lehr- und Lernmittel, 
– Schaffung der Barrierefreiheit von 

Schulgebäuden (im Altbestand),
– spezielle Ausstattung von Schul-

gebäuden in Abhängigkeit des 
Schwerpunkts der Behinderung, 

– Schulisches Ergänzungspersonal 
(soweit bisher kommunal finanziert): 

– Integrationshelfer / Schulbegleiter
– Sozialpädagogen
– Schulpsychologen

Normative Grundlagen für die Schulbe-
gleiter und Integrationshelfer sind bundes-
rechtliche Regelungen im SGB VIII und

im SGB XII, zu denen seit langer Zeit auf
Bundesebene eine Diskussion geführt wird
und auf welche die Landesregierungen
nur begrenzt Einfluss haben. Das seit ei-
nigen Jahren zu verzeichnende zum Teil
massive Ansteigen der Fallzahlen und Kos-
ten für den Einsatz von Integrationshel-
fern ist auch auf die Steigerung der Inte-
gration/Inklusion der behinderten Kinder
in der Schule zurückzuführen.

c) Konnexität

Hinsichtlich der Finanzierung der Inklusion
durch Umsetzung in das nordrhein-west-
fälische Schulrecht ist das landesverfas-
sungsrechtliche strikte Konnexitätsprinzip
zu beachten.
Die Konnexitätsrelevanz ist dem Grunde
nach gegeben, denn

– für den Landesgesetzgeber besteht bei
der Umsetzung der UN-BRK ein eige-
ner (konnexitätsrelevanter) Entschei-
dungs- oder Behandlungsspielraum,

– es handelt sich bei der Verpflichtung
zur inklusiven Beschulung um eine
grundlegend neue Aufgabe der Kom-
munen, die diesen seitens der Länder
übertragen wird. Gegenüber der alten
Rechtslage (Integration) und der Ver-
pflichtung auf eine inklusive Beschu-
lung besteht ein grundlegender Unter-
schied. Es geht also nicht nur um die
Änderung von Fallzahlen,

– eine in möglichen ländergesetzlichen
Regelungen vorgesehene Zustimmung
der betroffenen Schulträger oder deren
Möglichkeit zum Widerspruch hinsicht-
lich einer inklusiven Beschulung kann
nicht dazu führen, die Konnexität aus-
zuhebeln.

Das Land wird aufgefordert, die Mittel
für einen konnexitätsbedingten Belas-
tungsausgleich in den Haushaltsplan-
entwurf 2012 einzustellen. Ohne die er-
forderliche Ressourcenausstattung ist
die begrüßenswerte Inklusion, die ih-
rem Anspruch auf Teilhabe behinderter
Menschen gerecht werden muss, nicht
zu verwirklichen. Das Leugnen konkre-
ter Unterstützungsbedarfe und der er-
forderlichen Ressourcenhinterlegung wür-
de weder den behinderten Menschen
noch dem Anliegen der UN-BRK gerecht.
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Haushaltsgesetz 2012 
des Landes NRW

Landkreistag, Städtetag sowie Städte- und Gemeindebund NRW haben im Rahmen der Arbeitsgemeinschaft der kommunalen
Spitzenverbände Stellung zum Gesetzentwurf der Landesregierung für das Haushaltsgesetz 2012 genommen (Drucksache 15/3400).
Die Stellungnahme wird im Folgenden auszugsweise abgedruckt.



2. Fehlende Ressourcen für das 
Management des Übergangs 
Schule-Beruf

Neben der kommunalen Koordinierung des
Übergangs von der Schule in Ausbildung
und Beruf wurde im Spitzengespräch Aus-
bildungskonsens im Februar und November
2011 unter anderem beschlossen, die grund-
legende Neuordnung des Übergangssystems
in NRW mit einer flächendeckenden Be-
rufs- und Studienorientierung für die Schü-
lerinnen und Schüler in Klasse 8 aller Schul-
formen zu unterstützen.
Das Land reklamiert für sich, als erstes
Bundesland eine derartige Neuausrichtung
in Angriff zu nehmen und hat dabei von
der ursprünglichen Planung, primär die Schü-
lerschaft mit Förderbedarf in den Blick zu
nehmen, nach den Diskussionen im Arbeits-
kreis Ausbildungskonsens Abstand genom-
men. Die kommunalen Spitzenverbände be-
fürworten diese anspruchsvolle Zielsetzung
und vertreten die Auffassung, dass für die
Implementierung dieser neuen Strukturen
in allen Schulen auch entsprechende Fi-
nanzmittel in den Haushalt des Ministeri-
ums für Schule und Weiterbildung einzu-
stellen sind. Es erscheint unrealistisch, diese
Aufgabe mit dem Finanzrahmen für den
allgemeinen Schulbetrieb schultern zu wol-
len oder anderweitige Stellen in die Finan-
zierung einbinden zu können. Wir schlagen
daher vor, im Einzelplan 05 die erforder-
lichen Mittel vorzusehen.

Anmerkungen zum 
Einzelplan 7: Familie, Kinder,
Kultur, Sport
Die Finanzierung der Betreuungsangebote
in Kindertageseinrichtungen und der Kinder-
tagespflege hat – wie bereits in den vergan-
genen Jahren –  für die kommenden Jahre
einen herausragenden Stellenwert, insbe-
sondere auch mit Blick auf den durch das
Kinderförderungsgesetz eingeführten Rechts-
anspruch auf einen Betreuungsplatz ab dem
ersten Lebensjahr ab dem 01. August 2013.
Dieser besondere Stellenwert der frühkind-
lichen Bildung, den die regierungstragenden
Koalitionsfraktionen immer wieder betont
haben, findet sich leider nicht vollumfäng-
lich im Einzelplan 07 des Gesetzentwurfs
der Landesregierung für das Haushaltsjahr
2012 wieder. 
Insbesondere fehlt es derzeit an einer Ver-
anschlagung der Mittel, die den Kommu-
nen nach dem Urteil des Verfassungsge-
richtshofs vom 12.10.2010 für den Ausbau
der Betreuungsplätze für Kinder unter drei
Jahren nach dem Konnexitätsausführungs-
gesetz zur Verfügung stehen. Auch wenn die
Konnexitätsgespräche zwischen Land und
kommunalen Spitzenverbänden an dieser
Stelle noch nicht abschließend abgeschlos-

sen sind, ist eine zeitnahe Einstellung der
entsprechenden Mittel in den Landeshaus-
halt – nicht zuletzt vor dem bereits am 01.
August 2013 in Kraft tretenden Rechtsan-
spruch auf einen Betreuungsplatz ab dem
ersten Lebensjahr, zwingend erforderlich.
An dieser Stelle müsste aus Sicht der kom-
munalen Spitzenverbände kurzfristig eine
Ergänzungsvorlage zum Haushaltsgesetz ein-
gebracht werden. Jegliche weitere Verzö-
gerung würde die ohnehin bereits fragliche
Realisierung des Rechtsanspruchs weiter ge-
fährden und stände damit letztlich auch im
Widerspruch zu der anlässlich der Krippen-
konferenz am 19. Dezember 2011 geäußer-
ten Intention der Landesregierung, bis 2013
so viele Plätze für Unterdreijährige wie mög-
lich schaffen zu wollen. Daher bitten die
kommunalen Spitzenverbände an dieser Stel-
le eindringlich darum, kurzfristig eine Ein-
stellung der entsprechenden Mittel über eine
Ergänzungsvorlage vorzunehmen und nicht
etwa den deutlich längeren Weg eines Nach-
trages zum Haushaltsgesetz 2012 zu be-
schreiten. Letzteres würde zu großem Un-
verständnis in der kommunalen Familie
führen. 
Aus Sicht der kommunalen Spitzenverbände
ist es weiterhin notwendig, dass das Land
im Haushaltsgesetz 2012 – entweder im
Einzelplan 07 oder im Einzelplan 20 –  ein-
deutig ausweist, dass der Bund dem Land
Nordrhein-Westfalen für die Betriebskos-
tenfinanzierung Kinderbetreuungsausbau im
Jahr 2012 insgesamt 109,5 Mio. Euro zur
Verfügung stellt. Eine entsprechende Aus-
weisung – wie sie hingegen im Haushalts-
gesetz 2012 beim Investitionsprogramm
Kinderbetreuungsfinanzierung erfolgt ist –
haben wir an dieser Stelle bedauerlicher-
weise nicht finden können. 

Anmerkungen zum Einzelplan
10: Klimaschutz, Umwelt,
Landwirtschaft, Natur- und
Verbraucherschutz

1. Umweltüberwachung

Der Haushalt sieht in Kapitel 10 011 für die
Erledigung von Umweltaufgaben durch die
Kommunen Gesamtausgaben i. H. v. insge-
samt 24.833.400 Euro vor. Diese Summe
berücksichtigt einen erhöhten Belastungs-
ausgleich für die Übertragung der Aufga-
ben seit 2008 aufgrund einer im Jahr 2010
durchgeführten Evaluation der Aufgaben-
übertragung. Die Pauschale für den allge-
meinen Sachaufwand und die Zuweisun-
gen für den Personalaufwand wurden an
die tatsächlichen Verhältnisse angepasst.
Darüber hinaus ist eine einmalige Zuwei-
sung zur pauschalen Abgeltung von Unter-
deckungen im Haushaltsjahr 2011 i.H.v.
1,5 Mio. Euro vorgesehen.

Zugleich ist in Kapitel 10 411 zum Zweck
einer Verbesserung der Umweltüberwa-
chung die Einrichtung von nochmals 100
Stellen (nach bereits 100 Stellen im Nach-
tragshaushalt 2010 und weiteren 100 Stel-
len im Landeshaushalt 2011) vorgesehen;
diese sollen zunächst beim LANUV ange-
siedelt, jedoch bei den Bezirksregierungen
eingesetzt werden. Der Plan spricht diesbe-
züglich wiederum von einer „notwendigen
Aufbauphase“, ohne dass entweder im
Plan selbst oder an anderer Stelle bereits
ein Konzept für eine verbesserte Umwelt-
überwachung ersichtlich wäre. Hierfür vor-
gesehen sind Ausgaben in Höhe von
7.416.700 Euro, und damit fast ein Drittel
von dem, was den Kommunen für die Um-
weltüberwachung insgesamt zugestanden
wird. Diese Summe erscheint insbesondere
vor dem Hintergrund unangemessen, als
vom Landtag erwartet wird, sie ohne nähe-
re Kenntnis über ihren Zweck bereitzustel-
len.
Auch fachlich ist eine solche einseitige Auf-
stockung des landesseitig verbliebenen An-
teils der Umweltüberwachung nicht nach-
vollziehbar und kann jedenfalls nicht ohne
ein umfassendes und wenigstens mittelfris-
tiges Konzept erfolgen, das die kommuna-
le Umweltüberwachung mitbetrachtet. Die
eindeutige Außerachtlassung der unteren
Umweltschutzbehörden zugunsten einer
großzügigen Stärkung der Bezirksregie-
rungen als obere Umweltschutzbehörden,
obwohl deren Überwachungsaufgaben
weniger als die Hälfte der zu immissions-
schutzrechtlich zu überwachenden Anla-
gen umfassen, ist sachlich nicht begründ-
bar und geht am Bedarf vorbei. Für die
Erreichung einer verbesserten Umweltüber-
wachung ist insbesondere eine adäquate
Personalausstattung der unteren Umwelt-
schutzbehörden notwendig, die den Groß-
teil der Überwachungsaufgaben leisten.
Eine Aufstockung in diesem Bereich ist je-
doch nicht einmal in geringem Maße vor-
gesehen.

2. Altlastensanierung 

In Kapitel 10 050 ist eine Erhöhung der Zu-
weisungen an Zweckverbände zur Altlas-
tensanierung von 2 Mio. auf 7 Mio. Euro
vorgesehen. Die hiermit verbundene ver-
besserte Finanzausstattung des Altlasten-
aufbereitungs-Verbandes (AAV) wird von
den kommunalen Spitzenverbänden aus-
drücklich begrüßt. Das Ziel des Landes, die
Innenentwicklung von Bauflächen (bevor-
zugt gegenüber der Außenentwicklung) zu
fördern, um damit einen wichtigen Beitrag
zur Reduzierung des Flächenverbrauchs
und des 30-Hektar-Ziels des Bundes (in
NRW: 5-ha-Ziel) zu leisten, wird nur dann
realisiert werden können, wenn neben un-
bebauten Grundstücken (Baulücken) ins-
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besondere Brachflächen reaktiviert werden
können. Letztere Flächen erfordern oftmals
eine Sanierung des Grundstücks, die in vie-
len Fällen von der fachlichen und finanziel-
len Unterstützung des AAV abhängt. Eine
Ausstattung des AAV in der vorgesehenen
Höhe wird als unbedingt erforderlich ange-
sehen und sollte nicht unterschritten wer-
den.

3. Klimaschutz

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen
hat am 21.06.2011 den Entwurf eines Kli-
maschutzgesetzes mit gesetzlichen Klima-
schutzzielen beschlossen. Aus dem Klima-
schutzgesetz entstehen neue Pflichten für
die Kommunen mit daraus resultierenden
finanziellen Belastungen. Dazu gibt es bis-
her keine Kostenfolgenabschätzung nach
Maßgabe des Konnexitätsausführungsge-
setzes. Auch ist im Landeshaushaltsent-
wurf 2012 im Kapitel 10060 bisher kein
Kostenausgleich vorgesehen. Im Hinblick
auf die Einhaltung des Konnexitätsprinzips
nach Art. 78 Abs. 3 der Landesverfassung
NRW sollte im Landeshaushalt 2012 be-
reits Vorsorge für die aus dem Klimaschutz-
gesetz resultierenden finanziellen Belastun-
gen für die Kommunen getroffen werden.

4. Verbesserung des Förderrahmens 
für Maßnahmen nach dem 
„NRW-Programm Ländlicher Raum“

Mit dem „NRW-Programm Ländlicher Raum
2007-2013“ wird im wesentlichen die EU-
Verordnung Nr. 1698/2005 des Rates vom
20.09.2005 über die Förderung der Entwick-
lung des ländlichen Raumes als sog. zweiter
Säule der europäischen Agrarpolitik auf Ebene
des Landes NRW umgesetzt. Mit dem Pro-
gramm, das für die Jahre 2007- 2013 konzi-
piert ist, werden (neben Land- und Forstwirt-
schaft) auch Kommunen in ländlichen Räumen
gefördert und erhalten so verlässliche Ent-
wicklungsperspektiven für die Zukunft in fol-
genden vier Schwerpunktgebieten:

Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit
der Land- und Forstwirtschaft, 
Verbesserung der Umwelt und der 
Landschaft
Lebensqualität im ländlichen Raum 
und die Diversifizierung der ländlichen
Wirtschaft und des ländlichen Raums 
LEADER.

Bislang ist das „Programm Ländlicher Raum“
nicht in der Ausnahmeregelung des § 28
Abs. 3 des Landeshaushaltsgesetz-Entwurfs

2012 enthalten. Nach § 28 Abs. 3 kann der
Förderrahmen von Zuwendungen abwei-
chend von der Verwaltungsvorschrift zu 
§ 44 LHO für Kommunen ohne ausgegliche-
nen Haushalt und ohne genehmigtes Haus-
haltssicherungskonzept auf bis zu 90 %
der zuwendungsfähigen Ausgaben erhöht
werden. Darüber hinaus können zweckge-
bundene Spenden für die Bemessung der
Zuwendung außer Betracht bleiben und in-
soweit den verbleibenden Eigenanteil des
Zuwendungsempfängers ersetzen. Von diesen
Ausnahmen sind bislang 7 Bereiche erfasst.
Leider sind die Zuwendungen für Kommu-
nen aus dem „NRW-Programm Ländlicher
Raum“ nicht Gegenstand der Ausnahme-
regelung. Insoweit wird Nothaushaltskom-
munen im ländlichen Raum der Zugang zu
diesem Förderprogramm verwehrt, da sie
den kommunalen Kofinanzierungsanteil nicht
leisten dürfen, obwohl sie die Mittel für eine
positive gemeindliche Entwicklung drin-
gend benötigen. Daher wird angeregt, auch
das „NRW-Programm Ländlicher Raum“ in
den Ausnahmekatalog des § 28 Abs. 3
Landeshaushaltsgesetz aufzunehmen.

EILDIENST LKT NRW
Nr. 2/Februar 2012  20.21.01

Was wären die Folgen, sollte NRW bis
zum 31.12.2019 keine eigene Schul-

denbremse einführen?

Das in Art. 109 Abs. 3 Satz 1 GG normier-
te Verschuldungsverbot würde dann abso-
lut – also ohne die nach Art. 109 Abs. 3 Satz
2 GG zulässigen Ausnahmeoptionen gelten:
Nach dieser Ausnahmeregelung können
Bund und Länder Regelungen zur im Auf-
und Abschwung symmetrischen Berücksich-
tigung der Auswirkungen einer von der Nor-
mallage abweichenden konjunkturellen Ent-
wicklung sowie eine Ausnahmeregelung für
Naturkatastrophen oder außergewöhnliche
Notsituationen, die sich der Kontrolle des
Staates entziehen und die staatliche Finanz-
lage erheblich beeinträchtigen, eine Verschul-
dung vorsehen. Voraussetzung ist jedoch,
dass das Landesrecht dies auch festlegt und
diese Option positiv-rechtlich einräumt.
Dabei ist zu beachten, dass die Länder auf-
grund der Übergangsregelung in Art. 141d
Abs. 1 Satz 3 GG ermächtigt sind, von Vor-

gaben des Art. 109 Abs. 3 GG nur „im Zeit-
raum vom 01.01.2011 bis zum 31.12.2019
nach Maßgabe der geltenden landesrecht-
lichen Regelungen“ abzuweichen. Ab dem
Haushaltsjahr 2020 wäre die Neufassung
des Art. 109 GG verbindlich, so dass Nord-
rhein-Westfalen bei mangelnder Umset-
zung der Schuldenbremse in Landesrecht
dann jegliche Neuverschuldung – sowohl
die strukturelle als auch die konjunkturelle
und die in Notsituationen – ausnahmslos
untersagt wäre.

Wäre es richtig, die an Artikel 115 Grund-
gesetz alter Fassung angelehnte Regelung
des Artikels 83 Landesverfassung anzupas-
sen, zumal Artikel 109 Grundgesetz ab
2020 auch die Länder bindet? 

An die Antwort zu Frage 4 anschließend
hängt die Antwort dieser Frage davon ab,
ob darauf gezielt wird, für Nordrhein-West-
falen ein totales Neuverschuldungsverbot
zu erreichen oder aber die Nutzbarkeit der

Option einer konjunkturellen und einer
notsituationsbedingten Verschuldung offen
zu halten: Allein im letzteren Fall wäre eine
Umsetzung bereits grundsätzlich erforderlich.
Unabhängig davon würde es dem Grund-
satz der Verfassungsklarheit dienen, wenn
die Bestimmungen der Landesverfassung
auch nach dem 01.01.2020 das tatsächlich
anwendbare Recht wiedergäben: Ansonsten
würde Art. 83 LVerf NRW eine inhaltlich
wegen inhaltlich abweichenden und vorran-
gigen Bundesverfassungsrechts unanwend-
bare Vorschrift.

Stellt der vorliegende Gesetzentwurf eine
taugliche und verfassungsrechtlich zulässi-
ge Umsetzung einer Schuldenbremse in der
Landesverfassung dar?

Da die vorgeschlagene Regelung den durch
Art. 109 Abs. 3 Satz 1 bis 3 und 5 GG ge-
zogenen Rahmen beachtet, stellt sie aus
unserer Sicht eine verfassungsrechtlich zu-
lässige Umsetzung der Schuldenbremse dar.
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Zur Aufnahme der Schuldenbremse 
in die Landesverfassung

Die Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbände hat gegenüber dem Landtag NRW Stellung zu einem Gesetzentwurf
der CDU-Landtagsfraktion zur Aufnahme der Schuldenbremse in die Landesverfassung genommen (Drucksache 15/1068, Neudruck).
Die Stellungnahme wird nachfolgend auszugsweise abgedruckt.



Ob sie auch tauglich ist, eine effektive Neu-
verschuldungsfreiheit des Gesamtstaats
Nordrhein-Westfalen zu erreichen, muss
jedoch bezweifelt werden, solange keine
finanzielle Mindestausstattung der kom-
munalen Ebene vorgesehen wird und da-
mit Ausweichreaktionen des Landes zu Las-
ten der kommunalen Finanzausstattung
möglich bleiben. Die Schuldenbremse – bei
aller Richtigkeit des dahinter stehenden
Grundgedankens – verschärft den Konflikt
zwischen Land und Kommunen hinsichtlich
des vom Land nach Art. 106 Abs. 7 GG
und Art. 79 LVerf NRW zu leistenden kom-
munalen Finanzausgleichs. Grund hierfür
ist die – erst jüngst erneut durch die Recht-
sprechung des Verfassungsgerichtshofs
Nordrhein-Westfalen (VerfGH NRW, Urteil
vom 19. Juli 2011 − VerfGH 32/08) sank-
tionierte – Auffassung des Landes, dass die
Verpflichtung des Landes gegenüber den
Kommunen zur Gewährleistung eines über-
gemeindlichen Finanzausgleichs stets unter
dem Vorbehalt der finanziellen Leistungs-
fähigkeit des Landes stehe.
Bei einem zunehmenden Konsolidierungs-
druck in Folge der Schuldenbremse wird da-
her die Versuchung wachsen, Verschuldung
und Konsolidierungszwänge verstärkt auf die
Kommunen zu verlagern, indem weitere
Aufgaben ohne angemessenen Kostenaus-
gleich auf die Kommunen verlagert werden
und/oder in den kommunalen Finanzaus-
gleich eingegriffen wird und hier zur Ent-
lastung des Landeshaushalts Befrachtungen
u. ä. vorgenommen werden. Auf die für die
Stufe 2 des Stärkungspaktgesetzes vorge-
sehene Finanzierung ausschließlich aus kom-
munalen Mitteln – die eben unter Verweis
auf die mangelnden finanziellen Möglich-
keiten des Landes begründet wird – wird
ausdrücklich hingewiesen. 
Auf die damit bestehende Gefahr der Las-
tenüberwälzung auf die kommunale Ebene
haben die kommunalen Spitzenverbänden
bereits in der Anhörung zur Umsetzung ei-
ner Schuldenregelung in der LVerf NRW in
der 14. Legislaturperiode am 17.09.2009
aufmerksam gemacht. Sie war bereits sei-
nerzeit von anderen Sachverständigen be-
stätigt worden. Wir verweisen beispielsweise
auf die Ausführungen des Sachverständigen
Böttcher (Ausschussprotokoll APr 14/947,
S. 27 und 41) oder auch des Sachverständi-
gen Pfeifer (Ausschussprotokoll APr 14/947,
S. 29 u. 42). Diese Befürchtung wird auch
von den Präsidentinnen und Präsidenten
der Rechnungshöfe des Bundes und der
Länder geteilt. In einer gemeinsamen „Ham-
burger Erklärung“ vom 04.05.2010 haben
die Präsidentinnen und Präsidenten der
Rechnungshöfe des Bundes und der Län-
der mit deutlichen Worten auf die Umge-
hungs- und Aushöhlungsgefahren bei der
Umsetzung der Schuldenbremse hingewie-

sen, wobei sie an prominenter Stelle die
mögliche Verlagerung von Verschuldung auf
die Kommunen nennen. 
Es gehört daher aus Sicht der kommunalen
Spitzenverbände zwingend zur umgehungs-
sicheren Ausgestaltung der gesetzlichen Re-
gelungen zur Schuldenbremse, auch den An-
spruch der Kommunen auf eine finanzielle
Mindestausstattung durch eine entsprechen-
de Ergänzung des Art. 79 der Landesver-
fassung zu untermauern.
Es gilt, eine Entwicklung zu beenden, dass
seitens des Landes „bestellte“ Aufgaben
(Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach Wei-
sung und pflichtige Selbstverwaltungsan-
gelegenheiten) zunehmend in die alleinige
Finanzierungsverantwortung der Kommu-
nen übergehen. Ausnahmen gelten nur im
Bereich der Anwendbarkeit des Konnexitäts-
prinzips: Der bereits vor Schaffung der ent-
sprechenden Regelungen der Landesverfas-
sung aufgelaufene Altbestand der Aufgaben
– der das Gros des Verwaltungshandelns
betrifft – ist dadurch nicht abgedeckt. An-
gesichts der Tatsache, dass freiwillige Aufga-
ben landesdurchschnittlich nur noch etwa
drei Prozent der gemeindlichen und etwa
ein Prozent der kreislichen Haushaltsvolu-
mina ausmachen, werden damit letztlich frei-
willige durch pflichtige Aufgaben verdrängt.
Es muss daher klargestellt werden, dass der
unantastbare Kernbereich des kommunalen
Selbstverwaltungsrechts verletzt würde,
wenn die vom Land gewährte Ausstattung
der Kommunen nur die Wahrnehmung ihrer
pflichtigen, d. h. weitgehend fremdbestimm-
ten, Aufgaben abdeckt, ohne ihnen einen
Bereich eigenbestimmter Mittelverwendung
zu belassen. Indem das aus dem kommu-
nalen Selbstverwaltungsrecht folgende Fi-
nanzausstattungsgebot diesen finanziellen
Spielraum für eine eigenverantwortliche
kommunale Aufgabenerledigung fordert,
schreibt es eine finanzielle Mindestausstat-
tung der Kommunen vor, die nicht unter-
schritten werden darf. 

In der Gesetzesbegründung zur Änderung
des Grundgesetzes (BT-Drs. 16/12410; Be-
sonderer Teil) wird Artikel 109 Grundge-
setz in den Kontext zu den für den Ge-
samtstaat verbindlichen Vorgaben des
Europäischen Stabilitäts- und Wachstum-
spakts gestellt. Die europarechtlichen Ver-
pflichtungen gelten für den öffentlichen
Gesamthaushalt, wobei der Bund auch
Verantwortung für die implizite Verschul-
dung trägt und die Länder „für etwaige
Haushaltsdefizite der Gemeinden und Ge-
meindeverbände einstehen“ müssen. Be-
deutet dies, dass das Land Nordrhein-
Westfalen vom Bund im Rahmen eines
europäischen Defizitverfahrens auch für
die Defizite seiner Kommunen in Anspruch
genommen werden könnte?

Ja. Der gegenüber dem Bund bestehende
Haftungstatbestand findet sich normiert in
Art. 104a Abs. 6 Satz 1 GG. Dieser würde
auch bei durch den Finanzministerrat ver-
hängten Sanktionen nach dem Euro-Stabi-
litätspakt Anwendung finden, die auf der
zweiten Stufe eines Defizitverfahrens mög-
lich sind. Im Rahmen eines europäischen
Defizitverfahrens können Sanktionszahlun-
gen von 0,2 bis zu 0,5 Prozent des bundes-
deutschen BIP verhängt werden; der Fi-
nanzministerrat kann zudem verlangen,
eine unverzinsliche Einlage in „angemesse-
ner Höhe“ zu hinterlegen, bis das übermä-
ßige Defizit korrigiert ist. Zur Höhe der
denkbaren Sanktionszahlungen ist darauf
hinzuweisen, dass das nominale bundes-
deutsche BIP derzeit bei etwa 2,45 Billio-
nen € (2010)  liegt. Gegen die Bundesre-
publik Deutschland wären auf dieser
Grundlage daher rechnerisch Geldstrafen
zwischen ca. 5 und 12,3 Milliarden € mög-
lich. Die Aufteilung dieser Sanktionszahlun-
gen auf Bund und Länder ist im Sanktions-
zahlungs-Aufteilungsgesetz (SZAG) geregelt.
Die Länder tragen 35 Prozent der Sank-
tionszahlungen; diese Sanktionszahlungen
werden unter denjenigen Ländern, die ein-
schließlich der Defizite ihrer Gemeinden/Ge-
meindeverbände ein Finanzierungsdefizit
aufweisen, zu 35 Prozent nach der Ein-
wohnerzahl und zu 65 Prozent nach dem
Anteil am Finanzierungsdefizit der Länder-
ebene aufgeteilt.

Der Verfassungsgerichtshof für das Land
Nordrhein-Westfalen hat in seinem Urteil
vom 19. Juli 2011 (VerfGH 32/08) erneut
klargestellt, dass der den Kommunen nach
Art. 79 Satz 2 LV NRW zu gewährende Fi-
nanzausgleich unter dem Vorbehalt der fi-
nanziellen Leistungsfähigkeit des Landes
steht. Erhöhen oder schwächen Einnah-
men aus Krediten im Hinblick auf einen
mittleren und längeren Zeitraum die finan-
zielle Leistungsfähigkeit des Landes? 
Wie wirkt in diesem Kontext der über 30
Jahre kumulierte, exorbitant hohe Schulden-
stand des Landes Nordrhein-Westfalen?

Die finanzielle Leistungsfähigkeit des Lan-
des hängt wegen des bündischen Prinzips
zwischen Land und Kommunen, das das
Land – von uns begrüßt – erst jüngst im
Rahmen der Auflage des Stärkungspaktes
wieder bestätigt hat, nicht allein von der im
Landeshaushalt abgebildeten Verschuldung
ab, sondern – analog zur europarechtlichen
Betrachtungsweise (vgl. die Antwort zu
Frage 13) – von der kumulierten Leistungs-
fähigkeit des Landes und aller „seiner“ kom-
munalen Gebietskörperschaften. Den Vor-
behalt der finanziellen Leistungsfähigkeit
des Landes mit Blick auf den kommunalen
Finanzausgleich zu praktizieren – nur weil
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er durch die Rechtsprechung des VerfGH
NRW gedeckt ist – bedeutete nichts weiter,
als Verschuldung auf die Kommunen über-
zuwälzen bzw. dort bereits bestehende
Unterdeckungen in der enormen Höhe von
erwiesenermaßen jährlich 2,85 Mrd. Euro
nicht abzubauen, sondern zu verschärfen.
Eine landesrechtliche Umsetzung der Schul-
denbremse ohne Einräumung der Garantie
einer abwägungsfesten finanziellen kom-
munalen Mindestausstattung wäre folglich
nur vermeintlich eine „harte“ und „konse-
quente“ Umsetzung: Mit dem kommuna-
len Finanzausgleich bliebe dem Land das
größte Verschuldungsventil erhalten. Das
Ergebnis wäre damit effektiv keine Schul-
denbremse, sondern eine Schuldenumlen-
kungsvorschrift.

In Artikel 79 der Landesverfassung NRW
wird den Gemeinden das Recht zur Er-
schließung eigener Steuerquellen zuge-
standen sowie das Land verpflichtet im
Rahmen seiner Leistungsfähigkeit einen
übergemeindlichen Finanzausgleich zu ge-
währleisten. Steht die in dem Gesetzent-
wurf vorgesehene Verfassungsänderung in
einem Widerspruch zu dieser Regel, mit
der eine angemessene kommunale Finanz-
ausstattung gewährleistet werden soll?

Vgl. die Antwort zu Frage 14: Der Wider-
spruch bestünde darin, dass das Land ein-
erseits ein Neuverschuldungsverbot für sei-
nen eigenen Haushalt einführen würde, um
seine eigene Leistungsfähigkeit dauerhaft zu
sichern, andererseits aber eben diese durch
Erhalt eines auf die eigene Leistungsfähig-
keit durchschlagenden Neuverschuldungs-
ventils „Kommunaler Finanzausgleich“ un-
verändert weiterhin zu gefährden. Der
Widerspruch wäre damit ein wirtschaft-
licher, kein rechtlicher.
Das Recht der Gemeinden, eigene Steuer-
quellen zu erschließen, wird eine mangel-
hafte landesseitige Finanzausstattung struk-
turell nicht ausgleichen können, da die so
erschlossenen eigenen Steuerquellen nach
dem geltenden Rechtsrahmen nicht mit
bestehenden Steuerarten des Bundes und
des Landes gleichartig sein dürfen, die er-
giebigsten Steuerquellen jedoch bereits
durch den Bund erschlossen sind. Der kom-
munalen Ebene bliebe damit effektiv einzig
die weitere Anhebung der Grund- und Ge-
werbesteuer. Ob dies jedoch mit dem Ziel
der Gewährleistung einer Gleichartigkeit
der Lebensverhältnisse in Nordrhein-West-
falen vereinbar – und zudem wirtschafts-
fördernd – wäre, wird bezweifelt.

Die kommunalen Spitzenverbände haben
bei vergangenen Diskussionen um die Auf-
nahme einer Schuldenbremse in die Lan-
desverfassung eine verfassungsrechtlich ga-

rantierte finanzielle Mindestausstattung
für die Kommunen gefordert. Wie beurtei-
len Sie diese Forderung vor dem Hinter-
grund der derzeitigen Ausgestaltung der
Landesverfassung und der Rechtslage in
anderen Bundesländern?

Die kommunalen Spitzenverbände haben
die verfassungsrechtliche Garantie einer fi-
nanziellen Mindestausstattung für Kommu-
nen in allen bisherigen Anhörungen des
Landtages und seiner Ausschüsse zum Kom-
plex „Schuldenbremse“ gefordert:

– 17.09.2009: Anhörung im Ausschuss für
Kommunalpolitik und Verwaltungsstruk-
turreform des 14. Landtages am 17.09.
2009 zum Antrag „Schuldenbremse für
eine nachhaltige Konsolidierung der öf-
fentlichen Haushalte umsetzen“, Antrag
der Fraktionen der CDU und der FDP
(Drucksache 14/9259), in Verbindung
damit: Entschließungsantrag des frak-
tionslosen Abgeordneten Sagel (Druck-
sache 14/9301);

– 25.02.2010: Anhörung des Hauptaus-
schusses, des Haushalts- und Finanzaus-
schusses und des Ausschusses für Kommu-
nalpolitik und Verwaltungsstrukturreform
des 14. Landtages zum Antrag „Gesetz
zur Änderung der Verfassung für das
Land Nordrhein-Westfalen (Artikel 83)“,
Gesetzentwurf der Landesregierung
(Drucksache 14/10358);

– 10.02.2011: Expertengespräch im Haus-
halts- und Finanzausschuss des 15. Land-
tages zum Antrag „Empfehlungen des
Landesrechnungshofs zügig umsetzen –
Umgehung der Schuldenregel des Bun-
des verhindern“, Antrag der Fraktion der
CDU (Landtags-Drucksache 15/208).

Diese Forderung ist angesichts der derzeiti-
gen Ausgestaltung der Landesverfassung
vor dem Hintergrund der erst jüngst wieder
bestätigten Rechtsprechung des Verfassungs-
gerichtshofs Nordrhein-Westfalen (VerfGH
NRW, Urteil vom 19. Juli 2011 − VerfGH
32/08), wonach die Verpflichtung des Lan-
des gegenüber den Kommunen zur Ge-
währleistung eines übergemeindlichen Fi-
nanzausgleichs stets unter dem Vorbehalt
der finanziellen Leistungsfähigkeit des Lan-
des steht, umso dringlicher.
Eine Berufung des Landes auf die Sanktion
des Leistungsfähigkeitsvorbehalts durch den
VerfGH NRW führte nämlich wirtschaftlich
das Land nicht weiter: Seine Leistungsfä-
higkeit hängt wegen des bündischen Prinzips
von der der Kommunen ab. Die Schulden-
bremse „umzusetzen“, jedoch die angesichts
eines erwiesenen jährlichen und konjunk-
turbereinigten Defizits von 2,85 Mrd. Euro
offensichtlich nicht einmal annähernd aus-
reichende Finanzausstattung der Kommu-

nen außer Acht zu lassen, bedeutete, effek-
tiv keine „Schuldenbegrenzungs-“, sondern
lediglich eine „Schuldenumlenkungsregel“
zu schaffen. Die Leistungsfähigkeit des Lan-
des lässt sich daher nachhaltig – gerade mit
Blick auf die Finanzmärkte – nur sicherstellen,
wenn eine ausreichende finanzielle Mindest-
ausstattung der Kommunen gewährleistet
wird.
An diesen wirtschaftlichen Zusammenhän-
gen ändert ein Vergleich mit anderen Län-
dern nichts: Sie sind auch dort gegeben, in
Nordrhein-Westfalen jedoch wegen der
exorbitant hohen kumulativen Verschul-
dung des Landes und der Kommunen in
Höhe von etwa 190 Mrd. Euro deutlich drän-
gender. 

Eine Schuldenbremse für die Länder kann
nicht ohne die finanzielle Leistungsfähig-
keit der Städte und Gemeinden gesehen
werden. Welche Auswirkungen sind für
die Kommunen zu befürchten, wenn das
Land keine Neuverschuldung mehr einge-
hen kann? Welche Anforderungen sind an
die Kommunalfinanzierung zu stellen, da-
mit die Kommunen nicht in einen weiteren
Unterfinanzierungsdruck geraten sollen?

Vgl. die Antworten zu Frage 7 und 14: Die
Gefahr bestünde in der schlichten „Schul-
denumlenkung“ auf die kommunale Ebe-
ne, die für das gesamte Gemeinwesen aus
Land und Kommunen bedenklich wäre, da
sie bereits mittelfristig die Bonität des Lan-
des wie der Kommunen gleichermaßen in
Frage stellte. Diesem wirtschaftlichen Zu-
sammenhang kann das Land wegen des
bündischen Prinzips nicht entkommen.
In der vor dem Hintergrund der erst jüngst
wieder erfolgten Erneuerung der Rechts-
prechung des Verfassungsgerichtshofs
Nordrhein-Westfalen (VerfGH NRW, Urteil
vom 19. Juli 2011 − VerfGH 32/08) verfas-
sungsseitig sanktionierten Möglichkeit, den
Kommunen weniger Ressourcen zuzuwei-
sen, als sie nach einer streng aufgabenbe-
zogenen Betrachtungsweise benötigen,
steckt damit eine ernste Gefahr für das –
von allen Beteiligten doch eigentlich im Kon-
sens als richtig erachtete – Ziel, eine immer
höhere Verschuldung zu Lasten nachfolgen-
der Generationen zu vermeiden. Indem die
Städte, Kreise, Gemeinden und Landschafts-
verbände verpflichtet werden, immer mehr
Aufgaben der sozialen Daseinsvorsorge in
einer immer höheren Qualität wahrzuneh-
men, ohne dass die zur Verfügung gestell-
ten Ressourcen mit dieser Entwicklung
Schritt halten könnten, wird der weitere Weg
in die Verschuldung für die Kommunen vor-
gezeichnet.
Die Schuldenbremse, so richtig sie im An-
satz ist, verschärft zwangsläufig den vor-
stehend beschriebenen Konflikt zwischen
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Während Säuglinge und Kleinkinder ein-
fach vermittelt werden können, ist es

sehr schwierig eine Pflegefamilie für ältere
Kinder zu finden, die Gewalt oder Vernach-
lässigung erlebt haben. Ihnen ein neues zu
Hause zu bieten ist auch nicht ganz ein-
fach. Daraus macht Kurt Frey, Leiter des
LWL-Heilpädagogischen Kinderheims, kei-
nen Hehl. „Wenn die Kinder in unsere The-
rapiegruppe kommen, haben sie meist
schwere Verhaltensstörungen. Sie sind be-
sonders aggressiv, lassen niemanden an sich
heran, kennen keinen geregelten Tagesab-
lauf und haben unheimlich viele Ängste“,
weiß er aus Erfahrung. Als erstes versucht
ein Team aus Fachkräften den Kindern Si-
cherheit zu vermitteln und sie so zu stabili-
sieren. „In dieser Phase erfahren die Kinder,
nicht alle Erwachsenen tun mir weh. Lang-
sam werden sie wieder bindungsfähig", er-
klärt Bereichsleiterin Friedericke Grimm.

Nach ein- bis anderthalb Jahren äußern sie
oft Bindungswünsche. „Ich will wieder eine
Mama“ ist dann von vielen Kindern wieder
zu hören. An diesem Punkt gibt es drei Al-
ternativen, wobei die Rückkehr in die eigene
Familie für die meisten unmöglich ist, weil
den Eltern das Sorgerecht auf Dauer ent-
zogen werden musste. Bleiben noch die
Pflegefamilie und das Heim mit seinen
Wohngruppen, wo jedoch eine dauerhafte
Beziehung kaum möglich ist. Deshalb sucht
das LWL-Heilpädagogische Heim jetzt ver-
stärkt nach Pflegefamilien in ganz Westfa-
len-Lippe. „Die Kinder brauchen keine The-
rapie mehr, sondern eine Familie, in der sie
auf Dauer leben, in der sie groß werden kön-
nen. Die Pflegeeltern müssen nicht unbe-
dingt eine pädagogische Ausbildung haben,
denn zu Hause ist man in erster Linie Mut-
ter und Vater, nicht Therapeut. Deshalb ist
es nicht nötig, Profi zu sein, sondern man

muss offen für das Kind und emotional be-
sonders belastbar sein sowie Erfahrungen
mit eigenen Kindern haben", erklärt Frey.
Im Alltag begleitet das LWL-Therapiezen-
trum die Pflegefamilien intensiv. „Bei trau-
matisierten Kindern kann es immer wieder
einmal eine Krise geben. Dann helfen wir
sofort und bieten beispielsweise therapeu-
tische Hilfe ohne die sonst übliche Warte-
zeit an. Wenn es für das Kind hilfreich ist,
kann es auch auf Zeit in die Therapiegruppe
zurückkehren“, informiert Grimm. Die LWL-
Einrichtung hilft auch, wenn die Pflegeeltern
krank werden. Zur Vorbeugung von Krisen
oder als geplante Erholung für die Eltern
können die Kinder auch mit der Therapie-
gruppe in Urlaub fahren.
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Inzwischen haben gut 60 Betriebe im Mün-
sterland dieses Siegel. Die Nachfrage nach
Zertifizierung steigt dabei. Das Projekt hat
in den drei Jahren im Münsterland breite
Unterstützung und Zustimmung gefunden.
Angefangen von Arbeitgebern über Ver-
bände und gesellschaftliche Gruppen bis
hin zu den Kirchen. 
Die Landräte unterstrichen bei ihrer Konfe-
renz die Bedeutung der „FAMM“-Idee. „Fa-

milienfreundlichkeit wird für die Unterneh-
men immer wichtiger, um überhaupt noch
qualifizierte Fachkräfte in die Betriebe zu
bekommen und dort zu halten“, bemerkte
Warendorfs Landrat Dr. Olaf Gericke. Da-
her wurde „FAMM“ in vier Kreisen als in-
tegralen Bestandteil der Wirtschaftsförde-
rung angesiedelt. „Das früher abstrakte Wort
vom Fachkräftemangel ist bei uns inzwischen
sehr real und sehr konkret angekommen.

Familienfreundlichkeit ist daher ein wichti-
ger Standort-Faktor für Unternehmen und
Kommunen gleichermaßen. Damit behal-
ten Betriebe und auch die Städte und Ge-
meinden bei den Menschen hohe Attrakti-
vität und Akzeptanz“, schloss sich Landrat
Konrad Püning aus dem Kreis Coesfeld an.
Daran anknüpfend verwies Steinfurts Land-
rat Thomas Kubendorff auf die regionale
Bedeutung. „Der demografische Wandel und
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Traumatisierten Kindern eine Familie geben –
ein neues LWL-Projekt hilft

Egal, was die Kinder Schlimmes erlebt haben, oft schon nach einem Jahr im Therapie- und Diagnosezentrum, das der Landschafts-
verband Westfalen-Lippe (LWL) in Ascheberg betreibt, haben sie nur einen Wunsch: Sie wollen wieder in einer Familie leben. Doch
das geht immer seltener. Es fehlt an Pflegefamilien, die bereit sind auch traumatisierte Kinder im Grundschulalter aufzunehmen. Kern
eines neuen Projektes des LWL-Heilpädagogischen Kinderheims Hamm ist es nun, dass die Pflegefamilien vom LWL-Therapiezen-
trum in ganz Westfalen-Lippe begleitet werden und im Notfall schnelle Hilfe bekommen. „Unser Ziel ist es, dass die Kinder solange
wie nötig, aber so kurz wie möglich im Heim leben. Denn wie gut ein Heim auch sein mag, es kann keine Familie ersetzen. Vor allem
für jüngere Kinder sind feste, lang andauernde Beziehungen statt oft wechselnder Ansprechpartner wichtig und die kann ein Heim
nun einmal nicht über einen längeren Zeitraum bieten", sagt LWL-Jugenddezernent Hans Meier.

Mit „FAMM“ in die Zukunft
Der Titel „FAMM“ steht für Familie, Arbeit, Mittelstand und Münsterland. Auf Initiative des CDU- Bundestagsabgeordneten Karl
Schiewerling entwickelte das Projekt seit 2008 eine münsterlandweite Strategie zur nachhaltigen Verbesserung der Vereinbarkeit von
Familien- und Arbeitsleben. Getragen wurde das Projekt von den vier Münsterlandkreisen mit Unterstützung des Landes NRW und
mit Mitteln des Europäischen Sozialfonds. Neben viel Kommunikations- und Überzeugungsarbeit zur Vereinbarkeit von Familie und
Betrieb entwickelte „FAMM“ auch ein eigenes Gütesiegel für familienfreundliche Unternehmen. „Das Projekt ist für das Münster-
land zu einer echten Erfolgsgeschichte geworden. „FAMM“ hat für die Zukunftsfähigkeit des Münsterlandes einen wichtigen Weg
aufgezeigt und erfolgreich beschritten“, zog der Bundestagsabgeordnete, der als Vorsitzender des Beirats das FAMM-Projekt eng be-
gleitete, bei der Konferenz der münsterländischen Landräte in Warendorf eine positive Bilanz. Die dreijährige Projektphase von
„FAMM“ wurde nun abgeschlossen. An einem Folgekonzept wird bereits gearbeitet. 











Gewerbes bei 52 Prozent. Mit einer Ar-
beitslosenquote von 6,2 Prozent liegt der
Kreis deutlich unter den Quoten aus dem
Bezirk der IHK Mittlerer Niederrhein (8,2
Prozent), dem nordrhein-westfälischen Lan-
desergebnis (8 Prozent) und dem Bundes-
vergleich mit 6,9 Prozent.  
Das Statistische Jahrbuch 2011 kann über
das Servicecenter im Kreishaus Grevenbro-
ich, Auf der Schanze 4, 41515 Grevenbro-
ich unter der Rufnummer 02181/601-1000
sowie beim Servicecenter im Kreishaus
Neuss, Oberstraße 91, 41460 Neuss unter
der Rufnummer 02131/928-1336, kosten-
los bezogen werden.
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Arbeit und Soziales

Eine Messe für die Inklusion

In über 110 Firmen in Westfalen-Lippe ist
Inklusion Alltag. Rund 1.200 Menschen mit
Behinderung arbeiten mit ihren nicht-behin-
derten Kollegen in Integrationsunternehmen
zusammen. Am selben Arbeitsplatz, auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt. Die Firmen sor-
gen für Inklusion im Arbeitsleben und sie
sind im Schnitt mit 6.000 bis 7.000 Euro
pro Jahr um die Hälfte kostengünstiger als
die Plätze in den Werkstätten für Menschen
mit Behinderungen. Rund 80 dieser Betrie-
be, die der Landschaftsverband Westfalen-
Lippe (LWL) unterstützt, präsentieren sich
am 22. März 2012 in der Halle Münsterland
in Münster auf der LWL-Messe der Integra-
tionsunternehmen mit dem Titel „Unterneh-
men tun Gutes – inklusiv arbeiten“. Zudem
wird am Messetag von 9 bis 18 Uhr ein um-
fangreiches Vortrags- und Workshop-Pro-
gramm geboten. Der Eintritt zur Messe ist
kostenlos.
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Der Kooperationsvertrag 
ist unterschrieben
Die bereits bestehende Zusammenarbeit zwi-
schen den Mehrgenerationenhäusern und
Jobcentern sowie Agenturen soll zukünftig
bundesweit systematisch ausgebaut werden.
Dazu ist geplant die regionalen Akteure in
den Mehrgenerationenhäusern und den
Agenturen für Arbeit beziehungsweise den
Jobcentern institutionell zu begleiten. Vor
diesem Hintergrund unterzeichneten die
Bundesagentur für Arbeit (BA) und das
Bundesministerium für Familie, Senioren,
Frauen und Jugend eine Kooperationsver-
einbarung. In Zukunft sollen Jobcenter und
Agenturen für ihre Arbeit die Angebote der

Mehrgenerationshäuser stärker in die Ver-
mittlungsarbeit einbeziehen. Jobcenter und
Agenturen für Arbeit können von der Ar-
beit der Mehrgenerationenhäuser profitie-
ren, da ihre Kunden durch die Beratung und
Unterstützung der Mehrgenerationenhäu-
ser zur Teilnahme an Qualifizierungsange-
boten motiviert oder beim beruflichen (Wie-
der-) Einstieg unterstützt werden. „In den
Mehrgenerationenhäusern finden Menschen
die Hilfe und Unterstützung, die auf ihre
konkreten Bedürfnisse abgestimmt ist. Von
der persönlichen Beratung über die Mög-
lichkeit sich freiwillig zu engagieren, ist es
dann manchmal nur ein kurzer Weg zum
beruflichen Wiedereinstieg. Wer zum Bei-
spiel als Freiwilliger in einem Mehrgenera-
tionenhaus Veranstaltungen mit organisiert,
gewinnt wieder Selbstvertrauen für den ei-
genen beruflichen Weg“, sagte Josef He-
cken, Staatssekretär im Bundesministerium
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend bei
der Unterzeichnung. Menschen, die lange
Zeit nicht mehr Teil der Arbeitsgesellschaft
waren, leiden oftmals nicht nur unter ma-
terieller Armut, sondern unter dem Verlust
von sozialen Bindungen. "Wenn es uns ge-
lingt, Arbeitsuchende für ein Engagement
in den Mehrgenerationenhäusern zu moti-
vieren, geben wir ihnen nicht nur das Ge-
fühl wieder gebraucht zu werden und et-
was Sinnvolles zu leisten, wir helfen ihnen
auch dabei, sich wieder ein soziales Netz-
werk aufzubauen, Menschen kennenzuler-
nen die Arbeit haben, die Unternehmer ken-
nen und Türöffner sein können", schloss sich
Heinrich Alt, Vorstandsmitglied der BA an.
Durch eine freiwillige Mitarbeit in den Mehr-
generationenhäusern helfen Arbeitsuchen-
de nicht nur anderen, sie können sich auch
neue Perspektiven und berufliche Einstieg-
schancen erarbeiten, also eine Win-Win-Si-
tuation für alle Beteiligten. „Unser gemein-
sames Ziel ist, dass Jobcenter und Agenturen
für Arbeit die Angebote in den Mehrgene-
rationenhäusern gezielter im Rahmen ihrer
Beratungsarbeit einsetzen und damit unse-
ren Kunden die Möglichkeit geben, nicht
nur ihre sozialen Kompetenzen, sondern
auch ihre fachlichen Fähigkeiten auszubau-
en und damit den beruflichen Wiederein-
stieg vorzubereiten", sagte Heinrich Alt. 
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Bauen und Planen

Wohnungsmarktbericht 
NRW 2011
Unter dem neuen Titel „Wohnungsmarkt-
bericht NRW 2011“ präsentiert das ehema-
lige „Wohnungsmarkt-Info“ der NRW.BANK
eine ausführliche Analyse der nordrhein-

westfälischen Wohnungsmärkte auf der Ba-
sis amtlicher Statistik, eigener Erhebungen
und ausgewählter ergänzender Daten.
Der Wohnungsmarktbericht NRW 2011
schenkt seine besondere Aufmerksamkeit
den Kreisen Heinsberg, Viersen und dem
Rhein-Kreis Neuss. Alle drei Kreise überneh-
men danach eine besondere Funktion als
Wohnstandorte im Einzugsbereichs des Bal-
lungsraumes Rhein und Ruhr, weisen jedoch
auch einige Eigenheiten auf. Darüber hinaus
enthält der Bericht eine detaillierte Betrach-
tung der Wohnungsmarktsituation in ganz
Nordrhein-Westfalen, unter anderem auch
einen Seitenblick auf die Mieten- und Kauf-
preisentwicklung sowie den Arbeitsmarkt
als Wohnraumnachfragefaktor.  
Der Wohnungsmarktbericht NRW 2011
kann im Internet unter der Adresse www.
nrwbank.de kostenfrei angefordert werden.
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Familie, Kinder 
und Jugend

Anteil der Jugendlichen 
und jungen Erwachsenen 
in NRW sinkt
In Nordrhein-Westfalen leben heute über
zwei Millionen junge Menschen im Alter
von 15 bis 24 Jahren. Laut Angaben des Sta-
tistischen Landesamtes machen Jugendliche
und junge Erwachsene somit knapp zwölf
Prozent der Gesamtbevölkerung des Lan-
des aus. In den vergangenen 25 Jahren ist
der Anteil dieser Altersgruppe insgesamt um
etwa fünf Prozentpunkte zurückgegangen.
Während im Jahr 1985 noch jeder sechste
Mensch im Land der Altersgruppe der 15-
bis 24-Jährigen angehörte, war es im Jahr
2010 nur noch jeder neunte. Auch das Ver-
hältnis der jungen zu den älteren Menschen
hat sich verschoben. Kamen im Jahr 1985
auf jeweils zehn Einwohner ab 65 Jahren
noch elf junge Leute, so standen im Jahr
2010 zehn Senioren nur noch sechs Jugend-
liche und junge Erwachsene gegenüber. In
den kommenden Jahren wird der Anteil der
Jugendlichen und jungen Erwachsenen an
der Gesamtbevölkerung weiter zurückgehen.
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LWL-Forschungsprojekt 
will Chancen und 
Anforderungen ausloten
Die Kindertagespflege bei Tagesmüttern hat
sich neben Spielgruppe und Kindertagestät-
te zu einem wichtigen Betreuungsangebot
sowohl im vorschulischen als auch für den
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schulischen Bereich entwickelt. Immer häu-
figer werden auch Kinder mit Behinderung
von Tagesmüttern betreut. Um auszuloten,
welche Chancen damit verbunden sind und
welche Anforderungen die Kindertagespfle-
ge erfüllen muss, hat der Landesjugendhilfe-
Ausschuss beim Landschaftsverband West-
falen-Lippe (LWL) ein Forschungsprojekt
beschlossen. Wie LWL-Jugenddezernent
Hans Meyer erläuterte, soll das Projekt ins-
besondere klären, wie der LWL seine bishe-
rige Arbeit für Kinder mit einer Behinderung
im Bereich der Kindertagesstätten durch
unterstützende Leistungen auch für die Kin-
dertagespflege ergänzen kann. „Diese Leis-
tungen könnten sowohl in fachlich-qualifi-
zierender Art erfolgen als auch in Form
ergänzender, finanzieller Förderung“, sagte
Hans Meyer. Hier eine Klärung zu ermög-
lichen, ist Aufgabe des auf zwei Jahre an-
gelegten Modellprojektes, das noch im lau-
fenden Kindergartenjahr 2011/12 starten
soll. Das Kinderbildungsgesetz sieht für Kin-
der mit einer Behinderung in Tageseinrich-
tungen zusätzliche Pauschalen vor und der
LWL trägt im Rahmen seiner Förderrichtli-
nien ebenfalls zu einer angemessenen Per-
sonalausstattung und Qualifizierung der Be-
treuungssituation dieser Kinder bei. Für die
Kindertagespflege besteht dagegen Klä-
rungsbedarf. Welche fachliche Qualifikation
ist erforderlich, wie ist die Betreuungssitua-
tion der Kinder zu gestalten, wie sind die er-
gänzenden medizinischen und therapeuti-
schen Fördermaßnahmen sicherzustellen und
wie sind diese zusätzlichen Leistungen und
Rahmenbedingungen zu finanzieren?
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Schule und 
Weiterbildung

Vierte Bildungsmesse 
im Siegburger Kreishaus
Unter dem Motto „Nutze deine Talente –
Wissen eröffnet Chancen“ findet am 28.
März 2012, im Foyer des Siegburger Kreis-
haus von 11 bis 18 Uhr die vierte Bildungs-
messe statt. Die Schirmherrschaft hat, wie
auch in den Jahren zuvor, Landrat Frithjof
Kühn übernommen. Das Informationsange-
bot der Messe  richtet sich sowohl an Unter-

nehmen als auch an bildungsinteressierte
Frauen und Männer. Personalentwicklung
und Persönlichkeitsentwicklung sind zwei
der Themen, die im Focus stehen. Außerdem
erhalten Interessierte an diesem Tag Infor-
mationen über Weiterbildungsmöglichkei-
ten wie beispielsweise im Rechnungswesen,
im Marketing,  bei der Büroorganisation, im
Gesundheitswesen oder in der Gastronomie.
Aber auch Weiterbildung und Qualifizierung
von Beschäftigten haben einen hohen Stel-
lenwert bei Unternehmen. Die dafür not-
wendigen Auskünfte einzuholen, kostet je-
doch für viele Unternehmen wertvolle Zeit.
Bei der Bildungsmesse gibt es wichtige In-
formationen zu diesen Themen in kompak-
ter Form. 
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Umwelt

Mehr als 50 Solarsiedlungen
in Nordrhein-Westfalen
In Nordrhein-Westfalen sind mehr als 50
Solarsiedlungen entstanden. 37 sind bereits
realisiert, 14 befinden sich kurz vor der Fer-
tigstellung. Jetzt bietet ein Foto- und Infor-
mationsband der EnergieAgentur.NRW ei-
nen Überblick über die Siedlungen in 34
Städten und Gemeinden quer durch NRW.
Auf 200 Seiten werden die Siedlungen mit
vielen Informationen und Interviews vor-
gestellt. Autor des Bandes ist der Coesfel-
der Architekt und Stadtplaner Friedrich
Wolters. „Die Solarsiedlungen zeigen, die
beschleunigte Energiewende kommt in den
eigenen vier Wänden an. Wir haben uns
mit dem Entwurf für das Klimaschutzge-
setz ehrgeizige Ziele gesetzt. Wir können
diese Ziele mit erneuerbaren Energien und
mit mehr Energieeffizienz und der Einspa-
rung von Energie erreichen. Die 50 Solar-
siedlungen in NRW zeigen, wie es geht,
wenig Energieverbrauch, hoher Wohnkom-
fort und der Einsatz erneuerbarer Energien
schaffen Lebensqualität. Das ist Klima-
schutz – made in NRW", sagt Klimaschutz-
minister Johannes Remmel. Das Projekt der
50 Solarsiedlungen setzt dabei auf die
Kombination von Energieeinsparung und
Nutzung erneuerbaren Energien im Woh-
nungsbau. Mittlerweile wohnen mehr als

9.000 Menschen in Solarsiedlungen an Rhein
und Ruhr. Damit ist NRW europaweit Spit-
zenreiter in Sachen Solarsiedlungen. Und es
sind weitere Siedlungen geplant. Die Do-
kumentation „50 Solarsiedlungen in Nord-
rhein-Westfalen“ kann bei der Energie-
Agentur.NRW unter der Telefonnummer
0209/1672803 kostenfrei bestellt werden.
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Wirtschaft 
und Verkehr

Qualität und Genuss 
aus den Regionen
Nordrhein-Westfalen gehört zu den drei
wichtigsten Agrarstandorten in Deutschland.
Landwirtschaft, Ernährungswirtschaft und
Ernährungshandwerk bieten hier rund
400.000 Menschen Arbeit. Dazu ist die
nordrhein-westfälische Ernährungswirtschaft
die umsatzstärkste bundesweit. Über diese
und weitere Themen informiert ab sofort
die neue Broschüre „Ernährungswirtschaft
in Nordrhein-Westfalen – Qualität und Ge-
nuss aus den Regionen", die das NRW-Land-
wirtschaftsministerium herausgegeben hat.
Sie bietet einen Überblick über die Vielsei-
tigkeit der nordrhein-westfälischen Ernäh-
rungswirtschaft, von der landwirtschaftlichen
Erzeugung, über handwerkliche Fertigung
und industrielle Produktion bis hin zu den
Vertriebswegen und dem Verkauf an der
Ladentheke. Die Broschüre richtet sich an
alle Verbraucherinnen und Verbraucher, aber
auch an kleine und mittelständische Akteu-
re der Ernährungsbranche. Denn sie infor-
miert über Fördermöglichkeiten und Bera-
tungsangebote des NRW Landwirtschafts-
und Verbraucherschutzministeriums bei der
Erschließung neuer und lohnenswerter
Marktpotenziale. „Ernährungswirtschaft in
Nordrhein-Westfalen – Qualität und Ge-
nuss aus den Regionen“ kann beim Land-
wirtschaftsministerium, Telefon 0211/4566-
666, Fax 0211/4566-621, E-Mail infoser-
vice@mkulnv.nrw.de bestellt werden. Zudem
besteht die Möglichkeit eines Downloads
unter www.umwelt.nrw.de.
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Hauck/Noftz, Sozialgesetzbuch SGB XII,
Kommentar Sozialhilfe, 25. Ergänzungslie-
ferung, Dezember 2011, ISBN: 978-3-503-
110711, Erich Schmidt Verlag GmbH & Co.
KG, Genthiner Straße 30 G, 10785 Berlin-
Tiergarten.       

Die 25. Ergänzungslieferung enthält Kommentie-
rungen zu den Neuregelungen der §§ 27, 27a,
28a, 29, 32, 40 134, 137 und 138. Darüber hin-
aus wurden die §§ 2, 9 und 24 aktualisiert.

Piduch, Bundeshaushaltsrecht, 45. Lieferung
der 1. Auflage, 14. Lieferung der 2. Aufla-
ge, Stand: Januar 2011, 250 Seiten, ISBN
978-3-17-017636-2, 97,80 €, W. Kohl-
hammer GmbH, 70549 Stuttgart

Die 45. Ergänzungslieferung der ersten Auflage
vervollständigt im Anschluss an die den verfas-
sungsrechtlichen Teil betreffende 44. Lieferung
die Aktualisierung des Kommentars zum glei-
chen zeitlichen Stand (Januar 2011) in seinen
übrigen Teilen.

Schütz/Maiwald, Beamtenrecht des Bun-
des und der Länder, Kommentar, Gesamt-
ausgabe B 11/11-1, 336. Aktualisierung,
Stand: November 2011, € 63,95, Bestellnr.:
7685 5470 336, R. v. Decker, Verlagsgrup-
pe Hüthig Jehle Rehm GmbH, Hultschiner
Straße 8, 81677 München

Diese Aktualisierung bietet Kommentierung u. a.
zu folgenden Paragrafen: 

Teil B § 54, Teil G LBesG NRW

Weißauer/Lenders, Verwaltungsgesetze
Nordrhein-Westfalen, Kommentare, 118
Seiten, 3. Nachlieferung, Stand: Mai 2011,
€ 19,80, Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm
GmbH, Hultschiner Straße 8, 81677 Mün-
chen

Mit der Überarbeitung des Verwaltungsverfah-
rensgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen
(VwVfG NRW) wurde die Kommentierung zu §
3a VwVfG NRW unter Beachtung der Materia-
lien zum Elektronik-Anpassungsgesetz in NRW
aus dem Jahr 2004 und einem Ausblick zu der
Weiterentwicklung dieser Vorschrift erweitert.
Darüber hinaus wurden die Empfehlungen für be-
hördliche Rechtsbehelfsbelehrungen wegen der
zum 01.01.2011 in Kraft getretenen neuen VO
über den elektronischen Rechtsverkehr bei den
Verwaltungsgerichten und Finanzgerichten im
Lande NRW (ERVOO VG/FG) vom 01.12.2010
überarbeitet.

Die Lieferung Gebührengesetz für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GebG NRW) mit der Allgemei-
nen Verwaltungsgebührenordnung (AVerwGebO
NRW) beinhaltet folgende Änderungen: Über-
sicht der Tarifstellen von Amtshandlungen, die in
den Anwendungsbereich der europäischen Dienst-
leistungsrichtlinie fallen (§ 3 Erl. 20a), Aktuelle
Richtwerte, Archivnutzungs- und Gebührenord-

nung NRW, Rechtsprechung zur Verursachung
einer Amtshandlung (§ 13 Erl. 3), Obergerichtli-
che Rechtsprechung in NRW zum Rechtsbehelf
gegen die Sach- und Kostenentscheidung (§ 22
Erl. 4) u.v.m.

Praxis der Kommunalverwaltung Landes-
ausgabe Nordrhein-Westfalen, Herausge-
ber: Dr. Jürgen Busse, Prof. Dr. Hans-Gün-
ter Henneke, Dr. Hubert Meyer, Prof. Dr.
Utz Schliesky, Prof. Dr. Gunnar Schwarting,
Prof. Dr. Wolf-Uwe Sponer, Prof. Dr. Chris-
tian O. Steger, Hubert Stubenrauch und Jo-
hannes Winkel, 441. Nachlieferung, Stand:
Oktober 2011, Preis 63,70 €, Kommunal-
und Schul-Verlag, Konrad-Adenauer-Ring 13,
65187 Wiesbaden.

Die 441. (nicht einzeln erhältliche) Nachlieferung
enthält Änderungen in folgenden Bereichen:

D 7 NW – Das Jagdrecht in Nordrhein-Westfalen

D 15 – Gesetz zur Intensivierung der Bekämpfung
der Schwarzarbeit und illegalen 

Beschäftigung (Schwarzarbeitsbekämpfungsge-
setz – SchwarzArbG)

Boeddinghaus/Hahn/Schulte, Bauordnungs-
recht für das Land Nordrhein-Westfalen –
Landesbauordnung -, Kommentar, 73. Ak-
tualisierung, Stand: September 2011, ISBN
80730672073, Verlagsgruppe Hüthig Jehle
Rehm GmbH, Hultschiner Straße 8, 81677
München

In §§ 2, 4, 6, 57, 61 und 83 wurde die neueste
Rechtsprechung, insbesondere des OVG NRW
eingearbeitet. Ferner wurde der Normenteil um-
fangreich aktualisiert.

Fluck, Kreislaufwirtschafts-, Abfall- und Bo-
denschutzrecht,  KrW-/AbfG, AbfVerbrG,
EG-AbfVerbrVO, BBodSchG, Kommentare,
100./101. Aktualisierung, Stand: September
2011/Oktober 2011,  Verlagsgruppe Hüthig
Jehle Rehm GmbH, Hultschiner Straße 8,
81677 München

In der 100. Aktualisierung wird die Kommentie-
rung des § 8 Verpackungsverordnung auf den
aktuellen Stand gebracht. Die Neukommentie-
rung des § 3 BBodSchG berücksichtigt die ge-
samte bislang erschienene einschlägige Rechts-
prechung und Literatur und weist auf verschiedene
neue Gesetze hin, auf die die Norm Bezug nimmt.
Die Kommentierung des § 3 BBodSchG enthält
die vollständige Darstellung des in Deutschland
geltenden Kampfmittelbeseitigungsrechts. Es liegt
deshalb erstmalig eine Gesamtdarstellung des
Bodensanierungsrechts dar.

In der 101. Aktualisierung wird die Kommentie-
rung der Verpackungsverordnung weiter vervoll-
ständigt, insbesondere ist eine Kommentierung
des § 9 zur Pfandpflicht für Einweggetränkever-
packungen enthalten.

Dirnberger, BauGB Klimaschutz, Textaus-
gabe, Stand September 2011, ISBN 978-3-
8073-0317-8, Verlagsgruppe Hüthig Jehle
Rehm GmbH, Hultschiner Straße 8, 81677
München

Die Bekämpfung des Klimawandels und die Ver-
meidung atomarer Risiken sind als dauerhafte und
sofortige Aufgabe erkannt worden. Diese Auf-
gaben haben auch eine städtebauliche Dimen-
sion, der die Kommunen bei ihren Vorgaben zur
örtlichen Bodennutzung Rechnung tragen sol-
len. Dieses Buch zeigt neben dem neuen Text des
BauGB die Änderungen auf, die für den Praktiker
von Bedeutung sind. Eine Erstinformation zur neu-
en Gesetzeslage. Was muss ich als Bürgermeister,
als Gemeinderat und als Bauamtsleiter in Sachen
Bauleitplanung z.B. für Windkraft tun? Der Schnel-
leinstieg gibt die Antworten. Er erklärt neue Be-
grifflichkeiten und vermittelt die Regelungen aus
der Bauleitplanungspraxis. 

Morell, Handbuch der Leitungs- und We-
gerechte, 9. Ergänzungslieferung, Stand: No-
vember 2011, ISBN 978-3-503-03841-1,
Erich Schmidt Verlag GmbH & Co. KG, Gen-
thiner Str. 30G, 10785 Berlin-Tiergarten

Die Schwerpunkte dieser Ergänzungslieferung lie-
gen in der Erweiterung der Judikatur zu den The-
menbereichen „Benutzung öffentlicher Verkehrs-
wege“, „Grundstücksbenutzung nach § 8 ABV“,
sowie „NAV/NDAV“.

Vergaberecht kompakt, Rainer Noch, Hand-
buch, 5. Auflage, ISBN 978-3-8041-2764-
7, 84 Euro, 2011, Werner Verlag, Köln.

In dem Handbuch werden die Vorschriften des
Vergaberechts in systematischer Art und Weise
strukturiert und leicht verständlich dargestellt.
Der erste Teil des Handbuchs beinhaltet eine
Einführung in die Grundlagen des öffentlichen
Auftragswesens. Dabei geht der Autor auf die
verschiedenen Regelungsinhalte des GWB-Ver-
gaberechts und der Vergabeverordnung ein. Ins-
besondere werden in diesem Teil Fragen zum
Anwendungsbereich des GWB-Vergaberechts zu
sog. Inhouse-Geschäften, aber auch für die öf-
fentliche Hand relevante Bereiche wie Immobi-
lienverkäufe und interkommunale Kooperationen
beantwortet. Im zweiten Teil geht dieses Werk
verstärkt auf den Ablauf eines Vergabeverfah-
rens nach der VOB/A und der VOL/A unter Be-
rücksichtigung der Spruchpraxis der Vergabe-
kammern und Kartellsenate ein. So werden
insbesondere Besonderheiten der Verfahrenswahl,
der Leistungsbeschreibung sowie Kriterien für Eig-
nung und Zuschlag anhand der typischen verga-
berechtlichen Situation analysiert. Die Neuerun-
gen der GWB-Novelle im Jahre 2009 sowie die
Überarbeitung der VOB und VOL werden eben-
falls einschließlich der dazu verfügbaren Litera-
tur und Rechtsprechung untersucht. 

Alles in allem ist das Werk eine übersichtliche sys-
tematisch gegliederte Erörterung der wesentlichen
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Schriftenreihe des Freiherr-vom-Stein-Instituts

Wissenschaftliche Forschungsstelle des Landkreistages Nordrhein-Westfalen
an der Universität Münster

Die Veröffentlichungen der Schriftenreihe des Freiherr-vom-Stein-Instituts sind im
Deutschen Gemeindeverlag GmbH/Verlag W. Kohlhammer GmbH, Stuttgart,

erschienen und nur über den Buchhandel zu beziehen.
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Instrument zur verbesserten Berichterstattung über die Unterneh-
menstätigkeit der Kommunen, 2000

Band 36 – Faber, Gesellschaftliche Selbstregulierungs-

systeme im Umweltrecht – unter besonderer Berücksichtigung
der Selbstverpflichtungen, 2001

Band 37 – Schulenburg, Die Kommunalpolitik in den Kreisen
Nordrhein-Westfalens: Eine empirische Bestandsaufnahme, 2001

Band 38 – Oebbecke/Ehlers/Schink/Pünder (Hrsg.), Kommunalfi-
nanzen, 2001

Band 39 – Oebbecke/Ehlers/Schink/Pünder (Hrsg.), Die nord-
rhein-westfälische Gemeindeprüfung in der Diskussion, 2001

Band 40 – Lüttmann, Aufgaben und Zusammensetzung der Ver-
waltungsräte der kommunalen Sparkassen, 2002

Band 41 – Oebbecke/Ehlers/Schink/Pünder (Hrsg.), Aktuelle Fra-
gen der Sparkassenpolitik, 2002

Band 42 – Hörster, Die Wahrnehmung der Sozialhilfe

aufgaben im kreisangehörigen Raum in Nordrhein-Westfalen,
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als auch effektiven und effizienten Haushaltswirtschaft am Bei-
spiel der Kommunalverwaltung, 2003

Band 44 – Harks, Kommunale Arbeitsmarktpolitik – Rechtliche
Vorgaben und Grenzen, 2003

Band 45 – Schepers, Internet-Banking und sparkassenrechtliches
Regionalprinzip, 2003

Band 46 – Kulosa, Die Steuerung wirtschaftlicher Aktivitäten von
Kommunen – Eine betriebswirtschaftliche Analyse, 2003

Band 47 – Placke, Interkommunale Produktvergleiche als Basis
für den kommunalen Finanzausgleich, 2004

Band 48 – Wittmann, Der Sparkassenverbund, 2004

Band 49 – Lübbecke, Das Kommunalunternehmen – neue Organi-
sationsform im kommunalen Wirtschaftsrecht von Nordrhein-
Westfalen, 2004
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verwaltung in der Reform, 2004
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schlüssen nordrhein-westfälischer Sparkassen, 2005

Band 54 – Diemert, Das Haushaltssicherungskonzept – Verfas-

sungs- und haushaltsrechtliche Grundlagen in NRW unter Berük-

ksichtigung des Neuen Kommunalen Finanzmanagements, 2005
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in Nordrhein-Westfalen – Eine Untersuchung der wesentlichen

Einflussfaktoren auf die Gesetzgebung am Beispiel des LPVG

NRW, 2006

Band 56 – Oebbecke/Ehlers/Klein/Theurl/Diemert (Hrsg.), Per-

spektiven für Sparkassen und Genossenschaftsbanken, 2006

Band 57 – Pehla, Der Haftungsverbund der Sparkassen-Finanz-
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Einlagensicherungs- und Anlegerentschädigungsgesetzes, 2006
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